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Spätestens seit Beginn des Impfprogramms wird auch in der brei-
teren Öffentlichkeit kontrovers diskutiert, ob eine Impfung gegen 
Covid-19 zu besonderen Regeln für geimpfte Personen führen dür-
fe oder sogar müsse. Diese können entweder die Rücknahme von 
infektionsschutzbedingten staatlichen Freiheitsbeschränkungen, 
den Zugang zu Waren oder Dienstleistungen privater Anbieter 
oder die Verpflichtung zu berufsbezogenen oder gemeinwohlori-
entierten Tätigkeiten betreffen.

Eine angemessene Beurteilung solcher besonderen Regeln 
verlangt zunächst Klarheit darüber, in welchem Ausmaß Covid-
19-Schutzimpfungen (i) den Ausbruch beziehungsweise den 
schweren oder tödlichen Verlauf von Covid-19 und (ii) die Über-
tragung des Sars-CoV-2-Erregers hinreichend sicher und wirksam 
unterdrücken. Die hierzu vorliegenden empirischen Daten müssen 
aus medizinisch-naturwissenschaftlicher Perspektive valide einge-
schätzt werden (unter (1)).

Bei der daran anknüpfenden ethischen wie rechtlichen Beur-
teilung ist wie folgt zu differenzieren:
• Hinsichtlich infektionsschutzbedingter staatlicher Freiheits-

beschränkungen ist zu klären, inwieweit diese mit dem Fort-
schreiten des Impfprogramms noch allgemein gerechtfertigt 
werden können, ob individuelle Unterschiede zwischen ge-
impften und nicht geimpften Personen gemacht werden dür-
fen oder anlassbezogen und bereichsspezifisch sogar geboten 
sein könnten (unter (2) und (4)).

• Hinsichtlich der Unterscheidungen zwischen geimpften und 
nicht geimpften Personen durch private Anbieter stellt sich 
die Frage, inwieweit sie durch die Privatautonomie gedeckt 
sind oder ebenfalls einer Rechtfertigung bedürfen und wie dies 
ethisch zu bewerten ist (unter (3)).

In beiden Fällen ist zu berücksichtigen, (a) ob alle Impfwilligen Zu-
gang zur Impfung haben, (b) nach welchen Kriterien die oben an-
gesprochene „hinreichende Sicherheit“ zu bestimmen ist sowie (c) 
welche Konsequenzen die Fortschritte des Impfprogramms für die 
Legitimation der staatlichen Freiheitsbeschränkungen haben. Da-
bei ist aus legitimatorischer Perspektive nicht die Ausbreitung des 
Virus als solche entscheidend; vielmehr können aus Sicht des Deut-
schen Ethikrates nur gravierende negative Folgen wie etwa eine 
hohe Sterblichkeit, langfristige gesundheitliche Beeinträchtigun-
gen signifikanter Bevölkerungsteile oder der drohende Kollaps des 
Gesundheitssystems die tiefgreifenden Freiheitsbeschränkungen 
sowie deren soziale, wirtschaftliche und kulturelle Begleitschäden 
rechtfertigen.1 Deshalb sollten alle Menschen mit individuell sehr 
hohem Risiko für einen schweren oder gar tödlichen Verlauf der 
Covid-19-Erkrankung prioritären Zugang zur Impfung erhalten, 
also nicht nur alte, sondern auch junge Menschen mit schweren 
Vorerkrankungen (gegebenenfalls auch auf dem Wege einer Här-
tefallregelung). Diese Priorisierung hat weitgehend in die Impfpri-
orisierungsempfehlung des Deutschen Ethikrates, der Ständigen 
Impfkommission (STIKO) beim Robert Koch-Institut und der 
Nationalen Akademie der Wissenschaften Leopoldina Eingang ge-
funden und wird dort als vorrangiges Impfziel ausgewiesen.2

Ob und inwieweit das Geimpftsein auch besondere Verpflich-

tungen nach sich ziehen kann, wäre ebenso gesondert zu erörtern 

wie eine mögliche anlassbezogene und bereichsspezifische Impf-
pflicht.3 Nach Ansicht des Ethikrates sollten Personen, die auf 
freiwilliger Basis geimpft sind, derzeit weder von staatlicher Seite 
noch von ihren Arbeit- oder Dienstgebern zusätzliche Pflichten 
bei der Pandemiebekämpfung auferlegt werden. Hiergegen spricht 
schon die derzeitig noch nicht hinlänglich geklärte Frage, ob eine 
Impfung auch das Risiko einer Übertragung des Virus hinreichend 
wirksam verringert. Deshalb ist derzeit auch eine Impfpflicht ab-
zulehnen. Dazu enthält die erwähnte gemeinsame Impfpriorisie-
rungsempfehlung Bedingungen, die derzeit nicht erfüllt sind.

1 Naturwissenschaftlich-medizinische 
Grundlagen

Mit der Impfstrategie werden zwei Hauptziele verfolgt: zum einen 
die Verhinderung schwerer, insbesondere zur Hospitalisierung 
führender und/oder lebensbedrohlicher Krankheitssymptome, 
zum anderen eine Unterbrechung der Infektionskette. Beides fällt 
nicht automatisch zusammen, auch wenn die Zielvorgaben der 
Weltgesundheitsorganisation (WHO) für die Entwicklung von 
Covid-19-Impfstoffen beides als erforderlich vorsehen.4 SARS-
CoV-2 infiziert und repliziert zuerst in Zellen der oberen Atem-
wege, sodass für eine Abwehr der initialen Infektion eine lokale 
Schleimhautimmunität, vermittelt durch freigesetzte Antikörper, 
benötigt würde.5 Die gegenwärtig entwickelten Impfstoffe gegen 
SARS-CoV-2 beruhen jedoch auf einer Injektion in den Muskel 
und rufen die Bildung von im Blut zirkulierenden neutralisieren-
den Antikörpern hervor, die eine weitere Ausbreitung des Virus 
im Körper unterbinden. Eine Virusvermehrung in den Zellen des 
oberen Atmungstraktes und damit eine Übertragung nach Virus-
exposition bleiben möglich.6

Das Verhältnis von Symptom- und Infektionsunterdrückung 
ist für die Covid-19-Impfstoffe noch nicht bekannt, es wird erst 
längerfristig in den Nachbeobachtungen erkennbar werden.7 Eine 
schnellere, systematische Klärung wäre allenfalls durch sogenannte 
challenge studies mit absichtlich infizierten zuvor geimpften Pro-
banden denkbar, was aber aus ethischen Gründen nicht infrage 
kommt.8

Bislang können nur Analogien zu früheren Impfprogrammen 
gegen andere Erreger gezogen werden. Sowohl Studien zur Wind-
pocken- als auch zur Pneumokokkenimpfung von Kindern haben 
gezeigt, dass die innerfamiliäre Übertragungsquote bei Familien 
mit geimpften Kindern im Vergleich zu solchen mit ungeimpften 
Kindern etwa halbiert werden konnte.9

Bei der Entwicklung der gegenwärtig zugelassenen Impfstoffe 
gegen SARS-CoV-2 wurde bisher lediglich die klinische Immuni-
tät, d. h. das Ausbleiben von Krankheitssymptomen bei den ge-
impften Personen selbst, und nicht ein möglicher Einfluss auf die 
Verbreitung innerhalb von Familien oder Gruppen erfasst.10 Die 
bei Geimpften beobachteten Titer an neutralisierenden Antikör-
pern11 lagen in einigen Fällen sogar über den bei Konvaleszenten 
beobachteten Spiegeln, sodass eine Verminderung der Viruspro-
duktion infolge einer Impfung wahrscheinlich ist. Allerdings liegen 
noch keine systematischen Studiendaten zu deren Ausmaß und 
den Auswirkungen auf die Infektiosität infizierter Geimpfter ohne 
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Krankheitssymptome vor.12 Zudem könnte eine Verminderung 
der Virusproduktion infolge der Impfung durch das Auftreten von 
Virusvarianten reduziert sein. Eine Immunität entsteht nicht un-
mittelbar nach der ersten Impfung, sondern entwickelt sich über 
mehrere Wochen. Im Fall der ersten in Deutschland zugelassenen 
Impfstoffe gegen Covid-19 von BioNTech/Pfizer bzw. Moderna 
sind zudem zwei Impfdosen im Abstand von 21 bzw. 28 Tagen 
notwendig, um die schützende Immunantwort auszulösen.13 Eine 
einmalige Impfdosis führt – soweit bislang bekannt – zu keinem 
langfristigen Schutz gegen SARS-CoV-2. Nach der Zweitimpfung 
muss selbst angesichts des von einigen Herstellern angegebenen 
95-prozentigen Schutzes weiterhin mit ungeschützten und po-
tenziell infektiösen Geimpften gerechnet werden. Dies bedeutet, 
dass zumindest in der Zeit zwischen der Erstimpfung und dem 
Wirkungseintritt der Zweitimpfung – und möglicherweise auch 
darüber hinaus – weiterhin sowohl ein Infektionsrisiko für die be-
treffende Person selbst als auch ein Übertragungsrisiko durch die 
betreffende Person für andere besteht. Das spricht für die Notwen-
digkeit, hohe Durchimpfungsraten zu erreichen14, und dafür, auch 
nach einer Impfung sonstige Schutzmaßnahmen zumindest für 
einen begrenzten Zeitraum aufrechtzuerhalten.

Mit aller Vorsicht kann damit bei der normativen Beurteilung 
davon ausgegangen werden, dass die anlaufenden Impfungen ge-
gen Covid-19 die Hospitalisierungs- und Sterberaten unter den 
Geimpften stark senken werden. Parallel dazu ist mit der zuneh-
menden Durchimpfungsrate für die Ungeimpften zudem eine zu-
nehmende Verringerung der Infektions- und Erkrankungsrisiken 
zu erwarten, weil die Impfung das Übertragungsrisiko zumindest 
vermindern dürfte. Welches Ausmaß diese Verminderung haben 
mag, lässt sich allerdings derzeit nicht sicher abschätzen.

2 Rücknahme von staatlichen 
Freiheitsbeschränkungen

Infektionsschutzmaßnahmen umfassen Freiheitsbeschränkungen, 
die ethisch wie rechtlich legitimationsbedürftig sind. Es ist somit 
im jeweiligen Einzelfall zu überprüfen, ob die Belastungen mit Blick 
auf die verfolgten Ziele aus Schutzaspekten heraus geboten, effek-
tiv, effizient und zumutbar sind und welche – auch langfristigen – 
Beeinträchtigungen des sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen 
Lebens mit ihnen verbunden sind.15 Außerdem müssen neben der 
Aufgabe des staatlichen Schutzes der Gesundheit Fragen der ge-
rechten Verteilung von Vorteilen, Solidaritätsverpflichtungen, Be-
lastungen, Einschränkungen sowie von potenzieller Ausgrenzung 
und problematischer Diskriminierung in den Blick genommen 
und in ihrer Bedeutung angemessen berücksichtigt werden.

Allgemeine Rücknahme für geimpfte und nicht geimpfte Personen

Die massive Bedrohung von Leben und Gesundheit vieler Men-
schen, die durch einen möglichen exponentiellen Anstieg von In-
fektionszahlen, von schweren Krankheitsverläufen und – daraus 
resultierend – der Überlastung des Gesundheitssystems gegeben 
ist, rechtfertigt prinzipiell die derzeitigen, sehr weit gehenden 
Maßnahmen. Sollten spezifischere und effektivere Mittel zur Er-
reichung dieser Ziele zur Verfügung stehen, so müssen die bisheri-
gen, allgemeinen Freiheitsbeschränkungen zugunsten spezifische-
rer Schutzmaßnahmen aufgehoben werden. Weil entsprechende 

Beurteilungen unweigerlich unter Bedingungen epistemischer Un-
sicherheit getroffen werden müssen, bedarf es normativer Grenz-
ziehungen.

Die Impfung stellt aller Voraussicht nach ein – im genannten 
Sinn – spezifischeres und effektiveres Mittel zur Eindämmung der 
Pandemie und ihrer Folgen dar, selbst wenn sie die Weiterverbrei-
tung des Erregers durch trotz Impfung infizierte Personen voraus-
sichtlich nicht sicher verhindern kann. Je mehr Personen geimpft 
werden, desto größere Teile der Bevölkerung sind vor einer Er-
krankung geschützt. Entsprechend müsste im Laufe des Impfpro-
gramms die Zahl schwerer Krankheitsverläufe und Todesfälle und 
damit die Gefahr einer Überlastung des Gesundheitssystems mit all 
ihren Konsequenzen nach und nach zurückgehen. Dies gilt umso 
mehr, als zunächst jene Personengruppen geimpft werden, die ein 
besonders hohes Risiko tragen, im Infektionsfall einen schweren, 
potenziell lebensbedrohlichen Krankheitsverlauf zu erleiden. Das 
Impfprogramm müsste daher relativ rasch dazu führen, dass die 
Zahlen schwerer Erkrankungs- und Sterbefälle sinken. In dem 
Maß, in dem dieses vorrangige Ziel der Impfstrategie erreicht wird, 
entfällt sukzessive die entscheidende ethische wie rechtliche Legiti-
mationsbasis der staatlichen Freiheitsbeschränkungen.

Dabei ist eine normativ relevante Relation von Wahrschein-
lichkeit einer Infektion und Belastung durch Schutzmaßnahmen 
zu beachten: Während Abstandsregeln und Maskenpflicht als 
vergleichsweise geringe Freiheitsbeschränkungen in öffentli-
chen Verkehrsmitteln und im öffentlichen Raum noch längere 
Zeit zumutbar sein dürften, sind Einschränkungen des sozialen, 
wirtschaftlichen und kulturellen Lebens sowie Kontakt- bzw. 
Ausgangsbeschränkungen tiefgreifend und mit der Verstärkung 
sozialer Ungleichheiten und Spannungen in der Gesellschaft so-
wie mit erheblichen Belastungen und Nachteilen für einzelne Per-
sonengruppen ((Schul-)Kinder, Studierende, Kulturschaffende, 
Soloselbstständige, Beschäftigte im Veranstaltungs-, Hotel- und 
Gaststättengewerbe, der Reisebranche sowie im Einzelhandel etc.) 
verbunden. Sie sind deshalb ethisch und rechtlich nicht mehr zu 
rechtfertigen, wenn das primäre Ziel der Impfstrategie erreicht ist. 
Deshalb sollten diese Einschränkungen schrittweise bereits in dem 
Maße zurückgenommen werden, in dem das Risiko der Überlas-
tung des Gesundheitssystems durch eine Vielzahl schwerer, po-
tenziell lebensbedrohlicher Krankheitsverläufe sich verringert. Es 
ist sicherzustellen, dass Personengruppen, auch solche jüngeren 
Alters, mit hohem Risiko eines schweren oder tödlichen Verlaufes 
zu diesem Zeitpunkt bereits ein Impfangebot erhalten haben. Auch 
die Höhe der Infektionszahlen ist im Hinblick auf das Risiko von 
zukünftig auftretenden, potenziell gefährlichen Mutationen weiter 
zu berücksichtigen.

Individuelle Rücknahme für geimpfte Personen

Solange sich nicht alle Personen impfen lassen können, würde ein 
Teil der Bevölkerung eine individuelle Rücknahme staatlicher Frei-
heitsbeschränkungen nur für bereits Geimpfte als ungerecht emp-
finden. Dieses Empfinden könnte die Solidarität der Bürgerinnen 
und Bürger sowie die Bereitschaft zur Regelbefolgung mindern und 
damit die Maßnahmen zur Pandemieeindämmung unterlaufen, 
die dem Gesundheitsschutz aller dienen. Die ethisch und recht-
lich schwierige Frage, ob und inwieweit diese mittelbaren Folgen 



es rechtfertigen, gravierende Beschränkungen der Freiheit (auch) 
von geimpften Personen aufrechtzuerhalten, muss jedoch so lange 
nicht entschieden werden, wie noch nicht verlässlich abschätzbar 
ist, in welchem Maße Impfungen gegen Covid-19 die Infektiosität 
der geimpften Personen vermindern. Weil damit selbst Kontakte 
von geimpften Personen untereinander das Virus weiterverbreiten 
und mittelbar zur Infektion noch nicht geimpfter Personen führen 
können, kommt jedenfalls derzeit eine individuelle Rücknahme 
staatlicher Freiheitsbeschränkungen für geimpfte Personen nicht 
in Betracht.

Angesichts der Unsicherheiten hinsichtlich der Infektiosität ge-
impfter Personen unterliegen diese derzeit weiterhin den allgemei-
nen Freiheitsbeschränkungen. Je mehr aber mit dem Fortschreiten 
des Impfprogramms besonders gravierende Risiken reduziert wer-
den und verbesserte Kenntnisse hinsichtlich der Nichtansteckungs-
fähigkeit vorliegen, desto eher sind individuelle Rücknahmen von 
Freiheitsbeschränkungen für geimpfte Personen vorstellbar und 
gegebenenfalls geboten. Dabei wären auch kontroverse Fragen der 
Gerechtigkeit wie der Folgen für die Akzeptanz der Impfstrategie 
angemessen zu würdigen. Vergleichsweise wenig eingriffsintensi-
ve Maßnahmen wie Abstandsregeln und Maskenpflicht, bei denen 
Ausnahmen für Unsicherheiten und Unruhe sorgen könnten, dür-
fen auch dann ausnahmslos aufrechterhalten werden, wenn mit 
hoher Wahrscheinlichkeit anzunehmen ist, dass geimpfte Personen 
nicht mehr oder nur noch in geringem Maße infektiös sind.

3 Zugangsbeschränkungen durch private Anbieter
Ob und inwieweit es privaten Anbietern verwehrt sein sollte bzw. 
verwehrt werden kann, den Zugang zu von ihnen angebotenen 
Waren und Dienstleistungen auf geimpfte Personen zu beschrän-
ken, ist in der Öffentlichkeit zuletzt breit diskutiert worden. Anlass 
war die Ankündigung der australischen Fluggesellschaft Qantas, 
demnächst zumindest auf ihren internationalen Flügen nur noch 
geimpfte Personen zuzulassen. Internationale Flüge sind allerdings 
insofern ein besonderer Fall, als der Zugang zu ihnen die Berech-
tigung voraussetzt, in den Zielstaat einzureisen. Es ist durchaus 
vorstellbar, dass bei einem Fortschreiten des Impfprogramms in 
Zukunft Staaten die Einreise von einem Impfnachweis abhängig 
machen. Selbst innerhalb der Europäischen Union wird dies der-
zeit diskutiert. In diesem Fall kämen auch andere Fluggesellschaf-
ten kaum daran vorbei, bei einem Flug in solche Staaten von ihren 
Passagieren einen Impfnachweis zu verlangen.

Auch in anderen Bereichen sind Beschränkungen des Zugangs 
zu angebotenen Waren und Dienstleistungen durch private An-
bieter vorstellbar und werden intensiv öffentlich verhandelt. Ins-
besondere wenn sich nach Aufhebung der zur Abwendung der 
drohenden Überlastung des Gesundheitssystems notwendigen 
gravierenden staatlichen Freiheitsbeschränkungen im weiteren 
Verlauf der Pandemie herausstellen sollte, dass geimpfte Personen 
zumindest deutlich weniger ansteckend sind als nicht geimpfte, 
könnten private Anbieter erwägen, ihr Angebot auf geimpfte Per-
sonen zu beschränken und damit zu werben, dass die Gefahr einer 
Ansteckung mit Covid-19 bei ihrem Angebot – also unter den be-
reits Geimpften – jedenfalls geringer ist.

Bei der ethischen und rechtlichen Beurteilung ist zu beachten, 
dass Privatpersonen und private Unternehmen aufgrund ihrer 

Vertragsfreiheit grundsätzlich frei in ihrer Entscheidung sind, mit 
wem sie einen Vertrag schließen. Das umfasst prinzipiell auch die 
Möglichkeit, nach dem Impfstatus ihrer Gegenüber zu differen-
zieren. Insofern ist der Ausgangspunkt der Beurteilung bei Zu-
gangsbeschränkungen durch private Anbieter ein anderer als bei 
staatlichen Freiheitsbeschränkungen. Während es für staatliche 
Freiheitsbeschränkungen stets eines rechtfertigenden Grundes be-
darf, haben private Anbieter im Grundsatz die Möglichkeit, den 
Zugang zu ihren Angeboten frei zu regeln. Eine Einschränkung 
dieser Freiheit bedarf ihrerseits einer Rechtfertigung.

Einschränkungen der Vertragsfreiheit privater Anbieter kön-
nen gerechtfertigt sein, wenn der Zugang zu ihren Angeboten für 
eine prinzipiell gleichberechtigte, basale Teilhabe am gesellschaft-
lichen Leben unerlässlich ist. Die Rechtsordnung ist hier allerdings 
eher zurückhaltend. Selbst in den wenigen Fällen, in denen ein 
sogenannter Kontrahierungszwang vorgesehen ist, können in all-
gemeinen Vertragsbedingungen Einschränkungen vorgenommen 
werden. Entsprechendes gilt für Fälle, in denen die Rechtsprechung 
aus allgemeinen Rechtsgrundsätzen eine Verpflichtung zum Ver-
tragsabschluss abgeleitet hat. Die Diskriminierungstatbestände des 
Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes erfassen den Impfstatus 
nicht. Über datenschutzrechtliche Anforderungen hinausgehende 
Vorgaben sind mithin regelhaft nicht zu beachten. Für eine weiter-
gehende, auf etwaige Besorgnisse der „Privilegierung Geimpfter“ 
oder eines „mittelbaren Impfzwangs“ reagierende Beschränkung 
der Privatautonomie privater Anbieter wären gesetzliche Neurege-
lungen erforderlich. Ob diese sinnvoll und verfassungskonform ge-
staltbar wären, kann im Rahmen einer Ad-hoc-Empfehlung nicht 
abschließend behandelt werden.

4	 Freiheitsbeschränkungen	in	Pflege-,	Senioren-,	
Behinderten- und Hospizeinrichtungen

Besondere Herausforderungen stellen die Freiheitsbeschränkun-
gen in Pflege-, Senioren-, Behinderten- und Hospizeinrichtungen 
dar.16 Deren Bewohnerinnen und Bewohner sind seit Beginn der 
Pandemie in besonders intensiver Weise von Infektionsschutz-
maßnahmen zur Kontaktbeschränkung betroffen. Dazu gehören 
Ausgangsverbote bzw. -einschränkungen und Beschränkungen 
von Besuchsmöglichkeiten selbst für enge Angehörige sowie Kon-
taktbeschränkungen innerhalb der Einrichtung, deretwegen etwa 
gemeinsame Mahlzeiten und Gruppenangebote entfallen. Auf-
grund der Isolationsmaßnahmen sind die in Pflege-, Senioren-, 
Behinderten- und Hospizeinrichtungen Lebenden noch immer 
Belastungen ausgesetzt, die erheblich über das hinausgehen, was 
andere Bürgerinnen und Bürger erdulden müssen. Diese Sonder-
belastung ist nur zu rechtfertigen, solange die in solchen Einrich-
tungen Lebenden noch nicht geimpft sind. Sie gehören unter ande-
rem deshalb zur ersten Gruppe, die derzeit geimpft wird.

Allerdings werden in fast jeder Einrichtung einzelne Personen 
leben, die nicht geimpft werden wollen oder aufgrund von Vor-
erkrankungen nicht geimpft werden können. Weil unklar ist, in-
wieweit Geimpfte das Virus weiterhin übertragen können, ist auch 
bei nur selektiver Aufhebung der Kontaktbeschränkungen für ge-
impfte Personen nicht auszuschließen, dass sich in derselben Ein-
richtung lebende ungeimpfte Personen in der Folge infizieren und 
schwer erkranken. Jedoch dürfte dieses Risiko durch die Impfung 
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der anderen zumindest vermindert werden. Deshalb wäre die pau-
schale Aufrechterhaltung der besonders belastenden umfänglichen 
Kontaktrestriktionen für alle in solchen Einrichtungen Lebenden 
mit all ihren Konsequenzen (Depressionen, Verstärkung demen-
zieller Veränderungen, Verlust von Lebenswillen etc.) zum Schutz 
derjenigen Personen, die nicht geimpft werden können, nicht mehr 
angemessen. Stattdessen müssen die nicht geimpften Bewohne-
rinnen und Bewohner über die weiter geltenden allgemeinen In-
fektionsschutzmaßnahmen hinaus mithilfe anderer Maßnahmen 
(FFP2-Masken, Schutzkleidung für Pflegekräfte, Schnelltests etc.) 
besonders geschützt werden.

5 Empfehlungen
In seiner Ad-hoc-Empfehlung „Solidarität und Verantwortung 
in der Corona-Krise“ (März 2020) hat der Deutsche Ethikrat die 
ethische wie rechtliche Legitimität gravierender Grundrechtsein-
schränkungen sowie schwerer weiterer Schädigungen an das Er-
fordernis des Schutzes des Gesundheitssystems vor einem Kollaps 
durch eine Vielzahl schwerer bzw. tödlicher Covid-19-Verläufe ge-
knüpft, nicht jedoch an die Bekämpfung der Pandemie als solche. 
In dem Maß, in dem dieses Ziel erreicht ist, sollten die Beschrän-
kungen für alle zurückgenommen werden – und zwar unabhängig 
von ihrem jeweiligen Impfstatus. Die vollständige Ausrottung von 
Sars-CoV-2 ist weder ein realistisches noch notwendiges Ziel einer 
erfolgreichen Impfstrategie.

Bei der Beurteilung der Frage, ob eine Impfung gegen Covid-19 
zu Rücknahmen der mit dem Infektionsschutz gerechtfertigten Be-
schränkungen führen dürfte oder müsste, ist zwischen staatlichen 
Freiheitsbeschränkungen und der Einschränkung des gesellschaft-
lichen Lebens durch nicht vom Staat geforderte Beschränkungen 
des Zugangs zu den Angeboten privater Anbieter zu unterscheiden.

1. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt sollte aufgrund der noch nicht 
verlässlich abschätzbaren Infektiosität der Geimpften eine in-
dividuelle Rücknahme staatlicher Freiheitsbeschränkungen für 
geimpfte Personen nicht erfolgen.

2. Mit dem Fortschreiten des Impfprogramms sollen die allge-
meinen staatlichen Freiheitsbeschränkungen für alle Bürge-
rinnen und Bürger schrittweise zurückgenommen werden. Als 
Maßstab für die Rücknahme dieser Beschränkungen sind da-
bei primär die Hospitalisierungszahlen bzw. die Zahlen schwe-
rer Krankheitsverläufe und Todesfälle heranzuziehen, nicht 
hingegen die reinen Infektionszahlen. Voraussetzung dafür ist, 
dass zuvor alle Menschen mit individuell sehr hohem Risiko 
für einen schweren Verlauf der Covid-19-Erkrankung Zugang 
zur Impfung erhalten haben.

3. Die Rücknahme der allgemeinen staatlichen Freiheitsbeschrän-
kungen sollte einhergehen mit Unterstützungsmaßnahmen für 
die dann notwendige weitere Selbstisolation von Menschen 
mit hohem individuellen Risiko für einen schweren Verlauf 
der Covid-19-Erkrankung, für die zu diesem Zeitpunkt (noch) 
kein Zugang zur Impfung besteht, wie zum Beispiel Kindern 
mit schweren Vorerkrankungen. Beispiele für solche Maßnah-
men wären ein Recht auf Distanzunterricht, erleichterter Zu-
gang zu Corona-Schnelltests, Erweiterung des Anspruchs auf 
Krankengeld und Kündigungsschutz für Betroffene bzw. ihre 
Eltern.

4. Die Verpflichtungen etwa zum Tragen einer Maske und zum 
Einhalten von Abständen können aufgrund der damit verbun-
denen relativ geringen Belastungen noch länger aufrechterhal-
ten werden. Wegen der Gefahr, dass die praktische Durchsetz-
barkeit und Akzeptanz dieser Regeln durch Ausnahmen für 
geimpfte Personen leiden würde, sollten sie für alle Personen 
zum selben Zeitpunkt aufgehoben werden.

5. Die noch immer bestehenden gravierenden Isolationsmaßnah-
men in Pflege-, Senioren-, Behinderten- und Hospizeinrich-
tungen sollten für geimpfte Personen mit dem Fortschreiten 
des Impfprogramms schnellstmöglich aufgehoben werden.

6. Nur soweit der Zugang zu Angeboten privater Anbieter für 
eine prinzipiell gleichberechtigte, basale gesellschaftliche Teil-
habe unerlässlich ist, ist eine Beschränkung des Zugangs auf 
geimpfte Personen nicht zu rechtfertigen.
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